
  

Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule und Kultur -

  
Tagesordnung I Punkt 7 der öffentlichen Sitzung am 26. September 2013

Vorlagen-Nr. 11-F-33-0015

Vernetzung der Hochschule RheinMain und Wiesbadener Schulen 
-Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 09.08.2011-

Ein wichtiges Element des Bildungsstandortes Wiesbaden ist zweifelsfrei seine Hochschule. 
Am Standort Wiesbaden der Hochschule RheinMain gibt es derzeit über 5.000 Studierende aus 
unterschiedlichen Fachrichtungen, die für die Stadt Wiesbaden in vielerlei Hinsicht eine große 
Bedeutung haben. Es ist deshalb wünschenswert, dass die vielfältigen Studiengänge der 
Hochschule sowie die Studierenden mit ihren Interessen und Bedürfnissen stärker wahr-
genommen werden und zugleich in der Hochschule ein stärkeres Bewusstsein für die Infra-struktur 
und die wirtschaftlichen, kulturellen und gesellschaftlichen Angebote der Stadt ent-steht. Eine 
stärkere Zusammenarbeit von Stadt und Hochschule ist daher wünschenswert. Sie kann u.a. durch 
eine Kooperation zwischen Hochschule und den Wiesbadener Schulen erfolgen.
Der Ausschuss möge beschließen:
Der Magistrat wird gebeten, ein Konzept zu erarbeiten, dass eine verstärkte Kooperation zwischen 
der Hochschule RheinMain und den Wiesbadener Schulen zum Ziel hat.

Beschluss Nr. 0102

Der Sachstandsbericht des Magistrats (Dezernat V) wird zur Kenntnis genommen.

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .10.2013
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Schickel
Vorsitzender

Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .10.2013

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung Nickel

Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .10.2013
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Dezernat V
mit der Bitte um Kenntnisnahme Gerich

Oberbürgermeister
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